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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Gewährung von Zuschüssen zur Gemeinschafts- 
verpflegung 

Bezug: Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
23. Juni 1955 
- Umdruck 381 - 


Gemäß § 115 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages 
nehme ich zu der Entsdiließung des Deutschen Bundestages vom 
23. Juni 1955 im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der 
Finanzen wie folgt Stellung; 

Nr. 1 der Entschließung des Deutschen Bundestages 

„Gemeinschaftsverpflegungsbeihilfen dürfen nur für Orte ge- 
währt werden, an denen die örtlichen Verhältnisse und die 
Verkehrslage die Einnahme einer Mittagsmahlzeit zu Hause 
allgemein nicht zulassen.“ 

Stellungnahme 

Nach Nr. 1 der Kantinenrichtlinien können Kantinen nur bei Dienst- 
stellen des Bundes mit ungeteilter Arbeitszeit eingerichtet werden. 
Nr. 9 Abs. 1 der Richtlinien hebt nochmals hervor, daß der Essens- 
zuschuß den vollbeschäftigten Bundesbediensteten mit durchgehender 
Arbeitszeit gewährt wird. Ob eine Dienststelle geteilte oder unge- 
teilte Arbeitszeit hat, richtet sich nach § 8 der Verordnung über die 
Arbeitszeit der Bundesbeamten vom 15. Juni 1954 (BGBl. I S. 149). 
Diese Vorschrift bestimmt, daß in Städten mit mehr als 50 000 Ein- 
wohnern die durchgehende Arbeitszeit gilt. Sov/eit nach den örtlichen 
oder dienstlichen Verhältnissen oder den berechtigten Interessen der 
Beamten eine andere Regelung zweckmäßig Ist, kann -die oberste 
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Dienstbehörde Abweichungen zulassen. Die Grenze für Orte, bei 
denen ungeteilte Arbeitszeit einzuführen ist, ist gegenüber früheren 
Regelungen auf ausdrücklichen Wunsch der Spitzenorganisationen 
der Gewerkschaften von Städten mit mehr als 100 000 Einwohnern 
auf solche mit mehr als 50 000 Einwohnern herabgesetzt worden. 
Maßgebend hierfür war, daß auch bei kleineren Städten infolge 
der Nachkriegsverhältnisse vielfach weite Anmarschwege zur Er- 
reichung des Arbeitsplatzes notwendig geworden sind. Die Mittags- 
pause bei geteilter Arbeitszeit hätte in vielen Fällen nicht ausge- 
reicht, um den Bediensteten ein Aufsuchen ihrer Wohnung zur Ein- 
nahme des Mittagessens zu ermöglichen. 

Für die Einführung der ungeteilten Arbeitszeit sind also die gleichen 
tatsächlichen Verhältnisse maßgebend gewesen, die nach der Ent- 
schließung des Bundestages die Voraussetzung für die Gewährung 
von Essenszuschüssen bilden sollen. Die Ermächtigung für die ober- 
sten Dienstbehörden in § 8 der Verordnung über die Arbeitszeit der 
Bundesbeamten, In gewissen Fällen abweichende Regelungen zuzu- 
lassen, stellt ebenfalls auf die gleichen Voraussetzungen ab. Bei dieser 
Sachlage bin ich mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen der 
Auffassung, daß dem Wunsch des Bundestages durch die bestehende 
Arbeitszeitregelung bereits Rechnung getragen ist. 

Fälle bekanntgeworden, in denen eine Dienststelle um Genehmigung 
zur Einführung der ungeteilten x\rbeitszeit etwa nur zu dem Zwecke 
nachgesucht hätte, um dadurch in die Lage versetzt zu werden, Kan- 
tinenzuschüsse zu bewilligen. 


Nr. 2 der Entschließung des Deutschen Bundestages 

„Diese Zuschüsse dürfen nur in Sachleistungen und nur in der 
Form der Bezuschussung einer warmen Mittagsmahlzeit be- 
stehen." 

Stellungnahme 

Nr. 9 der Kantinenrichtlinien schreibt vor, daß der Zuschuß nur zu 
den Kosten einer Hauptmahlzeit für jeden Arbeitstag gewährt 
werden darf. In Nr. 10 Abs. 2 ist bestimmt, daß der Berechtigte 
eine Essensmarke nur für eine Hauptmahlzeit In der Mittagszeit 
verwenden darf. In der Regel wird eine warme Mittagsmahlzeit 
verabfolgt. Lediglich für solche Speisen, die üblicherweise als kalte 
Hauptmahlzeit eingenommen werden, ist eine Lockerung Insofern 
vorgesehen, als auch diese unter den Begriff der Hauptmahlzeit im 
Sinne der Kantinenrichtlinien fallen. Der Forderung des Bundestages 
Ist daher durch die z. Z. geltende Fassung der Kantlnenrichtllnlen 
ebenfalls bereits Rechnung getragen. Es kann nicht angenommen 
werden, daß die Verabreichung etwa einer kalten Fischbeilage zu 
Kartoffeln oder ähnliches ansgeschlossen werden sollte. 
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Nr. 3 der Entschließung des Deutschen Bundestages 

„Zuschüsse dürfen nicht gezahlt werden, wenn an den betreffen- 
den Orten von den dortigen kommunalen und Länderbehörden 
bisher keine Zuwendungen gewährt wurden. Sie dürfen nicht 
höher sein als die der kommunalen und Länderbehörden am 
gleichen Ort.“ 

Stellungnahme 

Zunächst darf darauf hingewiesen werden, daß der Wortlaut der 
Entschließung zu diesem Punkte mißverständlich ist. Bei wörtlicher 
Auslegung ergäbe sich, daß an Orten, an denen von den kommunalen 
und Länderbehörden bisher keine Zuschüsse gezahlt wurden, in 
Zukunft auch dann an die Bediensteten des Bundes keine Zuschüsse 
gewährt werden dürften, wenn die kommunalen oder Länderbehör- 
den Zuschüsse einführen. Diese Folgerung dürfte nicht gewollt sein. 
Gegen die Durchführung der Entschließung bestehen aber auch im 
übrigen Bedenken. Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 
1. Dezember 1954 in dem Rechtsstreit des Bundes gegen das Land 
Nordrhein-Westfalen ausgesprochen, daß Bund und Länder in ihren 
Besoldungregelungcn grundsätzlich voneinander unabhängig sind. Die 
Erfüllung der Forderung des Bundestages würde den Bund jedoch 
zwingen, Regelungen der Länder und Gemeinden auf dem Gebiete 
der Kantinenzuschüsse für sich für verbindlich zu erachten, und da- 
mit den Bund einer Bindung unterwerfen, die im umgekehrten Ver- 
hältnis nidit besteht. Im übrigen läßt der Beschluß des Bundestages 
auch die Frage offen, wie der Bund zu verfahren hätte, wenn bei- 
spielsweise ein Land’ an einem Ort Kantinenzuschüsse gewährt, die 
Gemeinde dagegen nidit (oder umgekehrt). 

Vor allem scheinen aber die Verhältnisse in Bonn zu beweisen, daß 
die Durchführung des Beschlusses des Bundestages in diesem Punkte 
zu Konsequenzen führen würde, die sicherlich nicht beabsichtigt sind. 
Bei der Stadtverwaltung Bonn wird der Essenszuschuß nicht gewährt, 
weil für die städtischen Bediensteten allgemein geteilte Arbeitszeit 
gilt. Die Regelung ist verständlich, denn die städtischen Bediensteten 
wohnen zumeist in der Nähe ihrer Arbeitsstelle. Demgegenüber sind 
die Verhältnisse bei den Bundesbehörden anders. Der Bund hat seine 
Bediensteten in großem Umfang außerhalb des Stadtgebietes, zum 
Teil bis nach Mehlem und Königswinter usw., unterbringen müssen. 
Diese Bediensteten können über Mittag nicht nach Flause fahren. Ins- 
besondere ist aber zu bedenken, daß die dienstliche Beanspruchung 
bei einer obersten Bundesbehörde so völlig anders ist als bei einer 
Kommunalverwaltung, daß keinerlei Vergleichsmöglichkeiten be- 
stehen. 

Gegen eine unterschiedliche Behandlung der Bundesbediensteten an 
verschiedenen Dienstorten bestehen aber auch grundsätzlich rechtliche 



Bedenken. Auch für die Verwaltung gilt der Rechtssatz, daß alle Be- 
diensteten gleichmäßig behandelt werden müssen (Art. 3 GG). Da 
die Kantinenrichtlinien die Gewährung der Zuschüsse an bestimmte, 
objektiv feststehende Tatbestände knüpfen, würde eine untersdiied- 
liche Behandlung unter Hinweis auf die entsprechenden Bestimmun- 
gen der Länder und Gemeinden zu einer Verletzung des Gleichheits- 
grundsatzes führen. Ich vertrete daher in Übereinstimmung mit dem 
Herrn Bundesminister der Finanzen die Auffassung, daß gegen die 
Forderung des Bundestages in diesem Punkt auch rechtliche Bedenken 
erhoben werden könnten. 

Nr. 4 der Entsdilleßung des Deutschen Bundestages 

„Die Gemeinsdiaftsküchen dürfen nur dort eingerichtet werden, 
wo die Zahl der Teilnehmer dieses rechtfertigt.“ 

Stellungnahme 

Auch in diesem Punkte dürfte dem Wunsch des Bundestages bereits 
Rechnung getragen sein. Nr. 2 Abs. 2 der Kantinenrichtlinien schreibt 
ausdrücklich vor, daß dort, wo bei kleineren Dienststellen die Ein- 
richtung einer besonderen Kantine nidit vertretbar ist, die Bedien- 
steten die Kantine einer benachbarten Dienststelle aufsuchen müssen. 
Ist auch dies nicht durchführbar, so kann eine den Vorschriften der 
Kantinenrichtlinien entsprechende Beköstigung der Bediensteten 
durch Verträge mit freien Gaststätten sichergestellt werden. Da der 
Beschluß des Bundestages offensichtlich nur verhindern will, daß 
kostspielige Baulichkeiten und Einrichtungen für Behördenkantinen 
geschaffen werden, wenn die Zahl der Essenstellnehmer einen der- 
artigen Aufwand nicht rechtfertigt, dürften gegen die bestehende 
Regelung keine Einwendungen zu erheben sein. 

Nr. 5 der Entschließung des Deutschen Bundestages 

„Die Zuschüsse begründen keinen Rechtsanspruch. Die Bundes- 
regierung wird aufgefordert. Im Rahmen der neuen Besoldungs- 
reform Mittel und Wege zu finden, um auf einen Abbau der 
direkten Zuschüsse hinzuwirken.'' 

Stellungnahme 

Ich vertrete gemeinsam mit dem Hern Bundesminister der Finanzen 
die Auffassung, daß die jetzige Fassung der Kantinenrichtlinien den 
einzelnen Bediensteten einen unmittelbaren Rechtsanspruch auf Ge- 
währung des Zuschusses nicht einräumt. Allerdings wird es nach 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen nicht möglich sein, dem einzelnen 
Bediensteten den Kantinenzuschuß zu versagen, wenn andere Be- 
dienstete unter gleichen Voraussetzungen den Essenszuschuß erhalten. 
Für die — nicht beamteten — Arbeitnehmer kommt hinzu, daß Ver- 
günstigungen, die auf Grund mehrjähriger Übung des Arbeitgebers 
gewährt werden, nach arbeitsrechtlichen Grundsätzen nicht ohne 
weiteres entzogen werden können. 
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Gegen die weitere Forderung des Bundestages, die Kantinenzuschüsse 
in Zukunft im Rahmen der Besoldungsreform, also wohl durch ent- 
sprechende Gehaltserhöhung, abzulösen, bestehen ebenfalls Bedenken. 
Eine Gehaltserhöhung um die für die Essenszuschüsse gewährten 
Beträge würde diese der Lohnsteuerpflicht unterwerfen. Damit würde 
für einen großen Teil der Bediensteten die bisherige Vergünstigung 
teilweise durch die Steuer aufgezehrt, so daß nur ein Teil als tat- 
sächlicher Barbezug übrigbleiben würde. Abgesehen von dieser Ver- 
schlechterung würde aber der mit den Kantinenzuschüssen ange- 
strebte Zweck, nämlich die Steigerung der Leistungsfähigkeit bei 
ungeteilter Arbeitszeit, nicht mehr mit Sicherheit erreicht werden 
können. Es besteht dann keine Gewähr dafür, daß die Bediensteten 
auch tatsächlich den Mehrbetrag für die Einnahme einer warmen 
Mittagsmahlzeit verwenden. Ein Zwang, diese Betrage bestimmungs- 
gemäß zu verwenden, könnte nicht ausgeübt werden. Die Über- 
wachung im Einzelfalle wäre undurchführbar. Vor allem würde aber 
ein Einbau der Zuschüsse In die Gehälter dazu führen, daß die Essens- 
zuschüsse gleichmäßig allen Beamten zugute kämen und nicht nur 
denjenigen, bei deren Dienststellen ungeteilte Arbeitszeit eingeführt 
ist. Damit würde der vom Bundestag angestrebte Zweck, die Aus- 
gaben zu senken, in sein Gegenteil verkehrt; die Aufwendungen 
würden sich erhöhen. 

Die Kantinenrichtiinien gelten gleldimäßig für Beamte, Angestellte 
und Arbeiter. Ein Einbau der Zuschüsse In die Bezüge könnte nicht 
auf die Beamten beschränkt bleiben. Hierdurch würde insbesondere 
für die Arbeiter eine nicht unerhebliche Lohnerhöhung elntreten. 
Ebenso wie bei den Beamten könnte die Erhöhung der Löhne und 
Vergütungen nicht auf solche Orte beschränkt bleiben, in denen un- 
geteilte Arbeitszeit die Regel Ist. Damit würde eine weitere allge- 
meine Erhöhung der Löhne und Vergütungen im öffentlichen Dienst 
ausgelöst, bei der ein sachlicher Zusammenhang mit den sonst für die 
Bemessung der Vergütungen und Löhne maßgeblichen Tatbeständen 
nicht bestehen würde. 

Ganz allgemein bin Ich in Übereinstimmung mit dem Herrn Bundes- 
niinlster der Finanzen der Auffassung, daß In Anbetracht der der- 
zeitigen schwierigen Lage auf dem Arbeitsmarkt, die sich In Zukunft 
noch verschärfen wird, davon abgesehen werden sollte, für die Bun- 
desbediensteten soziale Errungenschaften wieder abzuschaffen, die 
im öffentlichen Dienst eingebürgert und auch in den Betrieben der 
privaten Wirtschaft seit Jahren verwirklicht sind. 


Dr. Schröder 
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